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 I. Nachtragssatzung 
 

zur Hauptsatzung des Amtes Oldenburg-Land vom 11.05.2021 

 
 
Aufgrund des § 24 a der Amtsordnung für Schleswig-Holstein in Verbindung mit § 4 der Ge-

meindeordnung für Schleswig-Holstein wird nach Beschluss des Amtsausschusses des Am-

tes Oldenburg-Land vom 09.10.2023 und mit Genehmigung des Landrates des Kreises Ost-

holstein vom 23.11.2023 folgende I. Nachtragssatzung erlassen: 

 
Artikel 1 

 
§ 3 wird eingefügt: 
 

§ 3 
Sitzung in Fällen höherer Gewalt 

 
(1) Bei Naturkatastrophen, aus Gründen des Infektionsschutzes oder vergleichbaren 

außergewöhnlichen Notsituationen, die eine Teilnahme der Amtsausschussmitglieder 
an Sitzungen des Amtsausschusses erschweren oder verhindern, können die not-
wendigen Sitzungen des Amtsausschusses ohne persönliche Anwesenheit der Mit-
glieder im Sitzungsraum als Videokonferenz durchgeführt werden. Dabei werden ge-
eignete technische Hilfsmittel eingesetzt, durch die die Sitzung einschließlich der Be-
ratungen und Beschlussfassungen zeitgleich in Bild und Ton an alle Personen mit 
Teilnahmerechten übertragen werden.  
 

(2) Sitzungen der Ausschüsse können im Sinne des Absatzes 1 durchgeführt werden. 
 

(3) In einer Sitzung nach Absatz 1 und 2 findet eine Wahl im Falle eines Widerspruchs 
nach § 24 a AO in Verbindung mit § 40 Absatz 2 GO durch geheime briefliche Ab-
stimmung statt. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung. 
 

(4) Das Amt entwickelt ein Verfahren, wie Einwohnerinnen und Einwohner im Fall der 
Durchführungen von Sitzungen im Sinne des Absatzes 1 Fragen zu Beratungsge-
genständen oder anderen Amtsangelegenheiten stellen und Vorschläge und Anre-
gungen unterbreiten können. Das Verfahren wird mit der Tagesordnung zur Sitzung 
im Sinne des Absatzes 1 bekanntgemacht. 

 
(5) Die Öffentlichkeit im Sinne des § 10 Absatz 4 AO und § 10 a Absatz 5 AO in Verbin-

dung mit § 46 Absatz 8 GO wird durch eine zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton 
in einem öffentlich zugänglichen Raum und durch eine Echtzeitübertragung oder eine 
vergleichbare Einbindung über Internet hergestellt. 

 
 

Die bisherigen §§ 3 bis 13 werden entsprechend zu §§ 4 bis 14. 

 
Artikel 2 

 
§ 4 Absatz 2 (neu: § 5 Absatz 2) wird durch folgende Ziffern ergänzt: 
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9. die Annahme von Erbschaften, 
10. die Anmietung und Anpachtung von Grundstücken und Gebäuden, 
11. die Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen bis zu einem Wert 

von 5.000,00 €. 
 

Artikel 3 
 
§ 9 (neu: § 10) erhält folgende Fassung: 
 

§ 10 
Verarbeitung personenbezogener Daten 

 
(1) Namen, Anschrift, Funktion, Fraktionszugehörigkeit und Tätigkeitsdauer der Mitglie-

der des Amtsausschusses und der sonstigen Ausschussmitglieder sowie der amts-
angehörigen Gemeindevertretungen, der Schulverbandsversammlung und der sons-
tigen Ausschussmitglieder werden vom Amt zu allen mit der Ausübung des Mandats 
verbundenen Zwecken verarbeitet. Die Daten nach Satz 1 werden auch nach Aus-
scheiden aus dem Amt zu archivarischen Zwecken weiterverarbeitet. Dies gilt nicht 
für die Anschrift. 
 

(2) Darüber hinaus verarbeitet das Amt Anschrift und Kontoverbindung der in Absatz 1 
Satz 1 genannten Personen für den Zweck der Zahlung von Entschädigungen. Eine 
Übermittlung von Daten an das zuständige Finanzamt findet gemäß der Mitteilungs-
verordnung in Verbindung mit § 93 a Abgabenordnung statt. Eine darüberhinausge-
hende Übermittlung an Dritte findet nicht statt. 

 
(3) Für den Zweck, Gratulationen auszusprechen, kann das Amt auch das Geburtsdatum 

der in Absatz 1 Satz 1 genannten Personen verarbeiten, soweit dafür die Einwilligung 
der Betroffenen vorliegt. 

 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Daten von ehrenamtlich Tätigen. 

 
(5) Die Daten nach Absatz 1 Satz 1 werden durch das Amt in geeigneter Weise veröf-

fentlicht, gegebenenfalls zusammen mit weiteren Daten nach § 32 Absatz 4 GO. Ab-
satz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

 
Artikel 4 

§ 10 (neu: § 11) erhält folgende Fassung: 
 

§ 11 

Verträge nach § 24 a AO in Verbindung mit § 29 Absatz 2 GO 

Verträge des Amtes mit Mitgliedern des Amtsausschusses oder stellvertretenden Mitglie-
dern des Amtsausschusses oder Personen nach § 10a Absatz 2 AO und juristischen 
Personen, an denen Mitglieder des Amtsausschusses oder stellvertretende Mitglieder 
des Amtsausschusses oder Personen nach § 10 a Absatz 2 AO beteiligt sind, die keinen 
öffentlichen Auftrag im Sinne des geltenden Vergaberechtes zum Gegenstand haben, 
sind ohne Zustimmung des Amtsausschusses rechtsverbindlich, wenn sie sich innerhalb 
einer Wertgrenze von 25.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistungen von monatlich 
2.500,00 €, halten. Verträge, die die Vergabe eines öffentlichen Auftrages zum Gegen-
stand haben, sind ohne Zustimmung des Amtsausschusses rechtsverbindlich, wenn die 
Auftragsvergabe unter Anwendung des für die jeweilige Auftragsart geltenden Vergabe-
rechts erfolgt ist und der Auftragswert den Betrag von 25.000,00 €, bei wiederkehrenden 
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Leistungen von monatlich 2.500,00 €, nicht übersteigt. Erfolgt die Auftragsvergabe unter 
den Voraussetzungen des Satzes 2 im Wege der Verhandlungsvergabe oder im Wege 
des Direktauftrages, ist der Vertrag ohne Beteiligung des Amtsausschusses rechtsver-
bindlich, wenn der Auftragswert den Betrag von 5.000,00 €, bei wiederkehrenden Leis-
tungen einen Betrag in Höhe von 500,00 € im Monat, nicht übersteigt. 

 
 

Artikel 5 
 
§ 12 Absatz 1 Satz 2 (neu: § 13 Absatz 1 Satz 2) wird ersatzlos gestrichen. 
 
 
 

Artikel 6 
 
Diese I. Nachtragssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 
 
 
 
 
23758 Oldenburg i.H., den 15.12.2023 

Amt Oldenburg-Land 
Der Amtsvorsteher 

     (L.S.)   gez. Bruhn 
 


